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Russlands Politik gegen innere und äußere »Feinde« hält die Welt in Atem. »Wir brauchen Filme, Bücher, Ausstellungen, Videospiele, patriotisches Internet, Radio, Fernsehen. Wir müssen einen Gegenangriff starten in diesem Krieg um die Seelen«, hieß es im Januar 2015 auf einer kremlnahen Website. Polittechnologen und Medienschaffende, Künstler und Schriftsteller arbeiten daran, Russland seine Größe, den Bürgern ihren Nationalstolz zurückzugeben. Welcher Mechanismen bedienen sie sich? Wo wächst Widerstand gegen ihre Manipulationen? Der vorliegende Band gibt Innenansichten einer Gesellschaft, die ihren Nachbarn immer rätselhafter wird.
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1. Politische Ideologie und ihre Inszenierung







»Technologien der Seele« – der Titel dieses Buchs spielt auf Foucault und auf Stalin an. Der späte Foucault hatte den Fokus seiner diskursanalytischen Forschungen von der Gesellschaft auf das Subjekt verlagert. Ihn interessierten die »Technologien des Selbst«, mit denen das Subjekt sein Verhältnis zur »Wahrheit« und zur »Herrschaft« definiert.[1] Foucault beschrieb die »Technologien des Selbst« anhand der Praktiken klassisch-antiker und frühchristlicher Philosophen, die ihren Leib und ihre Seele umsorgten und so das eigene Leben mit Sinn ausstatteten. Diese Technologien konnten sich als Gespräche, im Akt des Schreibens oder durch eine sorgfältige Körperpflege äußern.

Stalin bezeichnete die Sowjets bei einem Treffen im Jahr 1932 als »Ingenieure der menschlichen Seele«.[2] Für ihn war die Literatur integraler Teil des sozialistischen Aufbauprojekts. Im Rahmen der marxistisch-leninistischen Ideologie genügte es nicht, die Sowjetmacht zu konsolidieren und die Produktion zu intensivieren. Man wollte einen »neuen Menschen« erschaffen, der frei von kapitalistischer Gewinnsucht sein sollte.[3] Eine zentrale Rolle kam bei diesem Vorhaben der Verfertigung von Wahrheit zu. Anders als Lenin, der sich von der Kulturpolitik fernhielt, verfolgte Stalin die neuesten Entwicklungen in Literatur, Kunst, Film und Musik sehr aufmerksam. Er las ganze Drehbücher, Theaterstücke und Romane durch, die ihm die Autoren mit der Bitte um Ratschläge geschickt hatten. Berüchtigt waren seine Telefonanrufe bei führenden Künstlern wie Michail Bulgakow, Boris Pasternak oder Dmitri Schostakowitsch.[4]

Der Titel »Technologien der Seele« bezeichnet den Versuch, die Beeinflussung des russischen Bewusstseins unter den medialen und politischen Bedingungen des 21. Jahrhunderts zu verstehen. Dieses Buch vertritt die These, dass sich die politische Kultur Russlands im Jahr 2014 nicht grundlegend geändert, sondern radikalisiert hat. Seit dem Jahr 2000 macht der Kreml konsequent nationalistische und antiwestliche Strömungen in der Gegenwartskultur aus und unterstützt sie. Gleichzeitig werden Andersdenkende und Regimekritiker immer stärker ausgegrenzt und marginalisiert.

Im Zentrum der russischen Staatsideologie stehen drei Elemente, die im Folgenden detailliert vorgestellt werden sollen: erstens ein selbstbewusst vorgetragener Neoimperialismus, zweitens eine religiöse Legitimation durch die russische Orthodoxie und drittens eine geopolitische Begründung durch den Eurasismus.

Das heutige Russland ist gewiss keine stalinistische, aber möglicherweise eine postmoderne Diktatur.[5] Wladimir Putin lenkt seit 1999 aus formellen und informellen Führungspositionen heraus die Geschicke des Landes. Er weiß, dass sich ein autoritäres Regime nicht ausschließlich auf Repression verlassen kann. Es geht darum, die »Regierung über die Seelen«[6] zu gewinnen. Das ist ihm mit der Etablierung einer nationalistischen Staatsideologie gelungen, die sich explizit von der postheroischen Kultur des Westens abgrenzt. Putin macht nach innen und außen klar, dass Russland nicht nur eigene Interessen, sondern auch eigene Werte vertritt. Dieser Anspruch hat sich bereits in der Schulbuchliteratur niedergeschlagen. Im Jahr 2009 erschien in Moskau eine Broschüre, die sich der »geistig-ethischen Entwicklung und Erziehung des russischen Bürgers« widmete. Die Autoren definierten ihr Ziel mit pathetischen Worten:

 

Das heutige nationale Erziehungsideal ist der hochmoralische, kreative, kompetente Bürger Russlands, der das Schicksal des Vaterlands als sein eigenes wahrnimmt, sich seiner Verantwortung für die Gegenwart und die Zukunft seines Landes bewusst ist und in den geistigen und kulturellen Traditionen des multinationalen Volks der Russländischen Föderation verwurzelt ist.[7]

 

Am 15. Januar 2015 veröffentlichte die regierungsnahe Militärhistorische Gesellschaft auf ihrer Website einen Aufruf, in der die patriotische Erziehung der Jugend zur vordringlichen Aufgabe erklärt wird:

 

Wir dürfen die Jugend nicht »verschlafen«. Wir müssen den Staat und die Gesellschaft auf der Grundlage jener Werte konsolidieren, die uns von der Geschichte eingeimpft worden sind. Wir brauchen einen patriotischen Trend im gesellschaftlichen Bewusstsein. Wir brauchen Filme, Bücher, Ausstellungen, Videogames, wir brauchen ein patriotisches Internet, ein patriotisches Radio und Fernsehen. Gegen uns – und das heißt: gegen die Wahrheit – hat ein neuer Blitzkrieg begonnen. Wir müssen den Kurs des Präsidenten unterstützen und einen ideologischen Gegenangriff starten an der ganzen Front – in diesem Krieg um die Seelen.[8]

 

Unterzeichnet wurde diese Erklärung von dem stellvertretenden Ministerpräsidenten Dmitri Rogosin, dem Kulturminister Wladimir Medinski und dem Regisseur Nikita Michalkow.

Ganz oben auf der politischen Agenda steht die Einbindung der Bürger in das Projekt eines mächtigen Russland. Auch die verdeckten Aktionen Russlands auf der Krim und im Donbass haben nicht nur eine militärische, sondern auch eine innenpolitische Dimension. Nach der Annexion der Krim stieg Putins Zustimmungsrate sprunghaft von 65 Prozent auf den fast sozialistischen Wert von 86 Prozent an.[9]

Die Ereignisse des Jahres 2014 haben deutlich gemacht, dass der Patriotismus für Putins Regime nur eine weitere Machtressource ist. Nach der Jahrtausendwende war der stetig steigende Ölpreis die wichtigste Herrschaftsbasis für den Kreml, nach der Finanzkrise übernahm das Versprechen einer ökonomischen und technologischen Modernisierung des Landes diese Funktion. Nachdem die Einnahmen aus dem Rohstoffgeschäft deutlich zurückgegangen sind, die Modernisierung sich als rhetorischer Schnörkel erwiesen hat und die Wirtschaft von den Sanktionen getroffen worden ist, bleibt dem Regime nur noch die Einschwörung der Gesellschaft auf einen nationalistischen Kurs.

Wahrheit und Ideologie





Der »Krieg um die Seelen« ist zuallererst ein ideologischer Kampf. Jede politische Ideologie gibt sich als alleingültige »Wahrheit« aus und versucht sich auf dem Marktplatz der Weltorientierungen durchzusetzen. Niklas Luhmann hat in einem frühen Aufsatz mit dem Titel »Wahrheit und Ideologie« aus dem Jahr 1962 Denken als ideologisch definiert, »wenn es in seiner Funktion, das Handeln zu orientieren oder zu rechtfertigen, ersetzbar ist«. Diese funktionalistische Sicht geht davon aus, dass ideologische Großnarrative über keinen zwingenden Inhalt verfügen. Gleichzeitig besteht aber jede Ideologie auf ihrem ausschließlichen Geltungsanspruch. Laut Luhmann privilegieren Ideologien eine bestimmte Kausalwirkung von Ursachen und Effekten und neutralisieren alternative Erklärungsversuche. Dabei gehen sie nicht irrational oder gefühlsmäßig vor: »Ideologien sind zusammen mit der Auslegung des Handelns als Bewirken einer Wirkung Bedingung rationaler Aktion und daher wesentlicher Bestandteil der modernen Sozialtechnik.«

Ein Problem ideologischer Welterklärung liegt darin, dass in der gesellschaftlichen Wirklichkeit immer nichtneutralisierte Effekte auftreten. Deshalb sind Ideologien erstens nicht wahrheitsfähig, zweitens dürfen an Ideologien nicht dieselben Konsistenzforderungen wie an die Wahrheit gestellt werden. Wahrheit erfordert eine rigorose Folgerichtigkeit ihrer Aussagen. Ideologien hingegen müssen nicht wahr, sondern attraktiv und konsensfähig sein. Konsistenz wird in einer Ideologie durch eine Werthierarchie geleistet, die es erlaubt, unerwünschte oder nichtintendierte Folgen des eigenen Handelns zu marginalisieren. Die Integration von Widersprüchen durch die Anwendung einer Vorzugsregel ist eine der wichtigsten Funktionen der Ideologie: »Sie greift dort ein, wo eine eindeutige Rangregelung nicht möglich ist und kaschiert dann den Widerspruch.« Dabei kommt es in jeder Ideologie zu der Ausbildung einer »Idolatrie der Wörter«, einer präferierten Begriffsreihe, die jeweils die Rangordnung der Werte durchsetzt.

Die Zustimmungschancen von Ideologien können durch zwei weitere Faktoren gesteigert werden. Nicht alle Handlungssituationen werden von der Ideologie geregelt. Eine »Wertgeltungssegmentierung« erlaubt etwa die Dominanz einer Ideologie in der öffentlichen Sphäre, während der private Bereich ausgespart bleibt. Außerdem verfügen die einzelnen Werte über unterschiedliche »Durchsetzungsintensitäten«. Ein höchster Wert kann so utopisch sein, dass seine Realisierung nie ernsthaft öffentlich erwartet wird. Er wird aber benötigt, um das Einverständnis der Bürger zu tiefer gehängten Werten zu erzwingen. Dieses Einverständnis mag als jubelnde Zustimmung, als Lippenbekenntnis oder auch nur als schweigende Duldung ausfallen.[10]

Die nationalistische Begeisterung in Russland lässt sich mit Luhmanns Ansatz gut erklären. Neoimperialismus, Orthodoxie, Eurasismus – diese drei Werte bilden gemeinsam ein ideologisches Narrativ, das die bestehende Staats- und Gesellschaftsordnung stützen soll. In dieser Funktion ist die patriotische Ideologie zweifellos in Luhmanns Sinn ersetzbar. Igor Mintusow, der Gründer der PR-Agentur »Nikkolo M.«, die sinnigerweise auch Machiavellis Porträt im Logo führt, argumentiert genau auf dieser Linie. Er deutet die aktuelle patriotische Welle als Ersatz für die schwindende Stabilität des Systems:

 

Das grundlegende politische Menu, das man dem Elektorat unter dem Namen Stabilität vorlegte, wurde durch ein anderes, nicht weniger »leckeres« Gericht ersetzt. Und zwar durch die Ideologie der Wiederherstellung der »Russischen Welt«, mit der realen Rückkehr Russlands als Großmacht, die die Agenda der Weltpolitik bestimmt. Und dieser neue Drive, dieser neue Impetus verläuft parallel zur Stoßrichtung der Stabilität. Zwar ist die Situation weniger stabil, aber es gibt einen neuen wertvollen Treibstoff für das Elektorat in Gestalt von patriotischen Gefühlen.[11]

 

Auch eine »Idolatrie der Wörter« findet sich im Putinismus. Die Vertreter der Staatsideologie wiederholen gebetsmühlenartig Begriffe wie »kultureller Code«, »Zivilisation«, »Souveränität« oder »multipolare Weltordnung«.

Des Weiteren lässt sich Luhmanns »Wertgeltungssegmentierung« im heutigen Russland beobachten. Im Fernsehen werden die ideologischen Werte kompromisslos durchgesetzt. Das Internet war bis ins Jahr 2012 noch ein Raum relativer Meinungsfreiheit. In den Bereich des Privaten ist die Staatsideologie noch nicht vorgedrungen.

Schließlich ist die »Durchsetzungsintensität« der Ideologie deutlich gestaffelt. Die Staatsmacht duldet scharfe öffentliche Kritik von bekannten Intellektuellen. Gleichzeitig greift sie erbarmungslos durch, wenn sie Kerngehalte der eigenen nationalen Ideologie bedroht sieht. Das berühmteste Beispiel ist die Pussy-Riot-Affäre, aber auch die harten Strafen gegen Demonstranten auf dem Bolotnaja-Platz am 6. Mai 2012 zeugen von dieser Selbstbehauptungsstrategie.


Die mediale Herstellung von Wahrheit





Eine zentrale Rolle bei der Vermittlung machtstabilisierender Ideologien spielen die Medien, allen voran das Fernsehen. Gerade im Bereich der politischen Herrschaft überlassen die Mächtigen nichts dem Zufall. In demokratisch verfassten Gemeinwesen bilden die Medien die gesellschaftlichen Debatten ab und geben ihnen als vierte Gewalt oftmals eine eigene Richtung. In Russland hat sich dieses Verhältnis in sein Gegenteil verkehrt: Die Gesellschaft absorbiert die von den Medien (und letztlich vom Kreml) geschaffene Wirklichkeitsdeutung.

Für die gezielte Beeinflussung von Werthaltungen eines Elektorats hat sich in Russland der Begriff »Polittechnologie« eingebürgert. Das Ziel der Polittechnologie besteht darin, mit Überzeugungsstrategien, Sympathiesteuerungen und ästhetischen Inszenierungen die Seelen der Menschen zu gewinnen. Dabei wird versucht, die Manipulation der öffentlichen Meinung unter der Schwelle der bewussten Wahrnehmung zu halten.

Natürlich gibt es auch in allen westlichen Regierungen Spin-Doktoren und PR-Berater. Aber in funktionierenden Demokratien sind genügend öffentliche Korrekturmechanismen vorhanden, die sich einer dominanten Regierungsposition entgegenstellen.

Die Kreml-Strategen haben in den vergangenen zwanzig Jahren eine erstaunliche Entwicklung durchgemacht. Sehr schnell verabschiedete man nach 1991 die billigen Klischees der Sowjetpropaganda und eignete sich die raffinierten Methoden des Marketings an. Werbung, die als solche erkennbar ist, verliert schon allein durch diese Tatsache ihre Wirkung. 1996 gelang die Wiederwahl Boris Jelzins nur, weil die Polittechnologen des Kremls den Präsidenten als alternativlos präsentieren konnten. Dies geschah in erster Linie durch eine öffentliche Diskreditierung des kommunistischen Herausforderers Gennadi Sjuganow.

Die zentrale Rolle bei diesem Projekt spielte der regierungstreue Fonds für effektive Politik – ein Projekt, das hauptsächlich von Gleb Pawlowski gesteuert wurde. Der Publizist hatte eine bewegte Vergangenheit hinter sich, als er im Auftrag des Staates die öffentliche Meinung zu beeinflussen begann. Er studierte an der Universität seiner Heimatstadt Odessa Geschichte und übte sich bereits damals in der Synthese unvereinbarer intellektueller Ansätze: »Als ich mich scherzhaft als Zen-Marxist bezeichnet habe, wollte ich sagen, dass ich mich in der Tat damals für Marx, Hegel und Che Guevara begeisterte«, erinnert sich Pawlowski in einem Interview an seine Studentenzeit, »aber ich verachtete den wissenschaftlichen Kommunismus.«[12] 1982 wurde er verhaftet, weil er Solschenizyns verbotene Lagerchronik Archipel Gulag verbreitet hatte. Wegen seiner Kooperationsbereitschaft mit den Behörden blieb ihm eine Arbeitslagerstrafe erspart. Er wurde in die nördliche Republik Komi verbannt, wo er als Heizer und Maler arbeitete. Bereits nach zwei Jahren konnte er nach Moskau zurückkehren. In den frühen neunziger Jahren etablierte er sich als einflussreicher Publizist. Vor den Präsidentschaftswahlen 1996 verfasste er ein Grundsatzpapier, in dem er die kommunikativen Rahmenbedingungen für eine Neupositionierung von Jelzin skizzierte:

 

Notwendig ist die Schaffung eines Images, d. ‌h. eines symbolischen Images einer zwar notwendigen, aber (innerhalb so kurzer Frist) praktisch nicht herzustellenden Wirklichkeit. […] Der Präsident muss wieder der »Herrscher über die Gefühle« der Bevölkerung werden, ihr »Held«.[13]

 

Sein ist Wahrgenommenwerden. Real ist nur, was als Realität ins Bewusstsein dringt. Die Konvergenz der Begriffe »Image« und »Wirklichkeit« geht auf eine Manipulation zurück: Eine Wirklichkeit, die weder kognitiv zugänglich noch emotional besetzt ist, existiert nicht – das Wahrheitskriterium ist das kollektive Bewusstsein der Bevölkerung. Pawlowski meint damit aber keineswegs die Summe einzelner Meinungen oder Einschätzungen, sondern die Schaffung einer allgemeinen Atmosphäre, in der eine bestimmte politische Position gesteigerte Durchsetzungschancen bekommt.

Die positiven Lehren, die Pawlowski aus den erfolgreichen Wahlen von 1996 gezogen hatte, setzte er auch in der Präsidentschaftswahl von 2000 ein. Wie zuvor Jelzin wurde nun auch Putin als »alternativlos« präsentiert.[14] Dazu wurde der nahezu unbekannte Funktionär aus dem Staatsapparat systematisch und zielgerichtet als Präsidentschaftskandidat aufgebaut. Putin kam in den entscheidenden Wochen vor der Wahl auf 2467 Nennungen in den drei wichtigsten Fernsehsendern ORT, RTR und NTV, während seine Konkurrenten nur gerade gut 500 Nennungen verzeichnen konnten. Der Kanal NTV, der in den neunziger Jahren sehr kritisch über den Tschetschenienkrieg berichtet hatte, schwenkte auf eine regierungsfreundliche Linie ein und lobte die aggressive Tschetschenien-Politik des designierten Präsidenten Putin. Die Oligarchen, die in den neunziger Jahren eigene Medienimperien aufgebaut hatten, hofften durch Verzicht auf Fundamentalkritik ihre Sender vor dem staatlichen Zugriff schützen zu können.

Putin wurde durch die im Hintergrund wirkenden Moskauer Polittechnologen auf den Schild gehoben. Bald verstand er selbst, dass die Kontrolle der Medien für seine Macht entscheidend war. Der Preis, den er für diese Einsicht bezahlen musste, war hoch: Bereits wenige Monate nach der Präsidentschaftswahl des Jahres 2000 agierte Putin in der Affäre des gesunkenen U-Boots »Kursk« sehr ungeschickt. Weil er viel zu spät auf das Unglück reagierte, wurde er von den Medien als gefühllos und initiativlos kritisiert.

Die Disziplinierung der unabhängigen Fernsehkanäle ließ nicht auf sich warten. NTV konnte sich trotz seiner Annäherung an den Kreml nicht lange halten. Der Eigentümer Wladimir Gusinski wurde unter einem Vorwand verhaftet und in der Untersuchungshaft gezwungen, seinen NTV-Anteil an den regierungsnahen Energieriesen Gasprom zu verkaufen. Russland wurde in diesem Fall vom Straßburger Menschenrechtsgerichtshof wegen Willkürjustiz verurteilt.[15] An der Gleichschaltung des russischen Fernsehens hat sich dadurch freilich nichts geändert. Mittlerweile wird die mediale Sphäre in Russland professionell gesteuert. Die Informationsvergabe in den Tagesschau-Sendungen folgt einer sorgfältigen Dramaturgie von negativen Schlagzeilen aus dem Westen und der Präsentation von Errungenschaften im eigenen Land. Die Verteilung der News erfolgt über den sogenannten Kreml-Pool, dem nur loyale Journalisten angehören.[16]

Die Strategie des Kremls lehnte sich auch in den folgenden Präsidentschaftswahlen eng an Pawlowskis Erfolgsmodell einer »alternativlosen Kandidatur« an. Putin verzichtete explizit auf Bildschirmzeit, die ihm für Wahlspots zur Verfügung stehen würde. Damit inszenierte er sich als unabhängiger Staatsmann, der über dem kleinlichen Buhlen der übrigen Kandidaten um die Aufmerksamkeit der Stimmbürger steht. Umso präsenter war Putin in den regulären Sendungen der offiziellen und offiziösen russischen Fernsehkanäle. Jeder Fabrikbesuch, jede Ansprache und jedes internationale Treffen wurde dokumentiert – Putin erschien als unermüdlicher, selbstloser Arbeiter im Dienst des Vaterlandes.[17] Sogar die Scheidung von seiner Ehefrau begründete er Mitte 2013 mit seiner großen Arbeitsbelastung. »Putin heiratet Russland«, so fasste ein russischer Journalist die Symbolik dieses Aktes in einer Schlagzeile zusammen.[18]

Pawlowski hat darauf hingewiesen, dass die Macht des russischen Präsidenten ein fragiles Konstrukt sei. In einem luziden Vorwort zu einer durchaus regierungstreuen Beschreibung von Putins Ideologie heißt es: »Seine angebliche Macht musste in Wirklichkeit mit Anstrengung und in kleinen Dosen aus den Tiefen einer aufrührerischen Gesellschaft gewonnen werden. Putins Vertikale der Macht gleicht – recht besehen – einem Bohrloch zur Förderung von Öl aus tiefen Erdschichten.«[19]

Damit ist die wichtigste Funktionsbedingung von Polittechnologie präzise benannt. Die Herrschaft über die Körper der Untertanen kann sehr wohl mit Knüppeln durchgesetzt werden. Wer aber die Seelen der Menschen beherrschen will, muss zu subtileren Mitteln greifen. Die Polittechnologie versucht, breite Zustimmung zu der jeweils aktuellen Herrschaftspraxis zu schaffen. Idealtypisch soll jeder Bürger das Gefühl haben, die Regierung mit dem Präsidenten an der Spitze stelle ein Ausführungsorgan seines eigenen Willens dar. Diese Art der Machtausübung funktioniert nach einem gegenläufigen Prinzip: Auf der einen Seite trifft die Exekutive autonome Entscheidungen, auf der anderen Seite wird ihre Legitimation durch eine emotionale Einbindung der Beherrschten in das nationale Projekt gesichert. Demokratische Wahlen sind in einem solchen System eigentlich nur noch der Lackmustest für die erfolgreiche Inszenierung der Macht durch Polittechnologie: Wenn die Herrschaft über die Seelen erfolgreich installiert ist, dann müssen auch die Urnengänge nicht mehr manipuliert werden.

In den Boomjahren von 2000 bis 2008 schien dieses Vorgehen zu funktionieren. Putin erreichte Zustimmungsraten, von denen westliche Staatsführer nur träumen konnten. Die steigenden Ölpreise bescherten der russischen Wirtschaft märchenhafte Wachstumszahlen im zweistelligen Prozentbereich. Eine bürgerliche Mittelschicht konnte sich etablieren – eine Eigentumswohnung, ein Auto, ein jährlicher Urlaub am Meer waren in Reichweite. Allerdings war dieser Erfolg sehr trügerisch. Durch die günstige Situation auf den Rohstoffmärkten fiel für Putin der Reformdruck weg – bis heute krankt die russische Volkswirtschaft daran, dass die wirtschaftliche Innovationskraft wenig ausgeprägt ist und deshalb keine hohe Wertschöpfung erzielt werden kann.


Die Krise der russischen Gesellschaft und der Protestwinter





Im Winter 2011/2012 geriet das »System Putin« in eine ernsthafte Krise. Hunderttausende Bürger gingen in ganz Russland auf die Straße, um für faire Wahlen zu demonstrieren. Bei den Dumawahlen vom 4. Dezember 2011 hatte die Regierungspartei »Einiges Russland« laut offiziellem Wahlresultat 49,5 Prozent der abgegebenen Stimmen erhalten. Sogleich wurde Kritik an der Rechtmäßigkeit der Wahl laut. Die Vorwürfe waren allerdings nicht neu. Der Soziologe Lew Gudkow ging von einem für Russland »üblichen« Anteil von 5 bis 8 Prozent gefälschter Stimmen aus. Mithin hatte die Regierungspartei immer noch über vierzig Prozent der Stimmen erhalten, weil es kaum eine glaubwürdige politische Kraft gibt, auf die sich die Proteststimmen hätten vereinigen können. Gennadi Sjuganows Kommunisten treten offen für eine Rückkehr der »sowjetischen Formen der Volksherrschaft« ein. Sergej Mironows »Gerechtes Russland« fordert einen wirtschaftlichen Staatsdirigismus. Wladimir Schirinowskis Liberaldemokraten kaschieren in ihrem hehren Parteinamen nur notdürftig ein rechtspopulistisches Programm. Grigori Jawlinskis Jabloko scheiterte an der Siebenprozenthürde, andere oppositionelle Parteien wurden erst gar nicht zur Wahl zugelassen.

Eine geschickte Antwort gab der Chefideologe des Kremls, Wladislaw Surkow, in einem Interview des Radiosenders Echo Moskaus. Ungewöhnlich sei nicht das Wahlresultat des Jahres 2011, sondern jenes von 2007, als die Regierungspartei 70 Prozent der Sitze in der Duma erhielt. Die Betrugsvorwürfe seien auch deshalb unbegründet, weil die Wahlprognosen und das Wahlresultat ja sehr nahe beieinander lägen. Surkow hatte als prominenter Regierungsvertreter ein Interesse daran, das aktuelle Wahlresultat zu verteidigen und die eklatanten Fälle von Wahlbetrug herunterzuspielen, die auf Facebook und Youtube dokumentiert wurden. Auch Putin selbst deutete die Protestdemonstrationen zu einem Erfolg seiner Regierung um, weil sie ja Ausdruck eines hohen Grads an demokratischer Meinungsfreiheit seien. Solche Reaktionen müssen natürlich als sorgfältig vorbereitete politische Schadensbegrenzungen gedeutet werden. Der Eindruck drängt sich auf, dass die Proteste nicht in erster Linie auf die Wahlfälschungen reagieren, sondern nur das Symptom einer tieferen Krise in der russischen Gesellschaft darstellen.

Der stillschweigende Vertrag, den Putin mit der russischen Gesellschaft schloss, sah die Freigabe privater Lebensstile und die Ermunterung zu wirtschaftlicher Eigeninitiative vor, während das regimekritische politische Engagement eine verbotene Zone blieb. Was während Putins ersten zwei Amtszeiten als Garantie für politische und gesellschaftliche Stabilität erschien, verkehrte sich in sein Gegenteil. Die russischen Wähler waren nicht mehr bereit, als Statisten in einem vorgefertigten Szenario die Kür des Herrschers zu beklatschen. Die wahrscheinlich nicht machtentscheidenden Wahlfälschungen bildeten deshalb nur den Auslöser für einen Protest, der sich viel grundsätzlicher gegen eine allumfassende politische Bevormundung richtete.

Die Verfälschung des Wählerwillens begann nicht an der Urne, sondern bereits viel früher. Eine Umfrage des unabhängigen Meinungsforschungsinstituts Levada zeigte, dass die Propaganda der Regierungspartei »Einiges Russland« im Fernsehen, in der Presse und im öffentlichen Raum viel intensiver ausfiel als bei den übrigen Parteien. Ebenso emsig arbeitete die vorauseilende Macht von unten – viele Bürokraten und leitende Staatsangestellte forderten ihre Untergebenen zur Wahl der Regierungspartei auf, sich die Gunst der Moskauer Machtzentrale zu sichern. An Hochschulen wurden Studierende dazu gedrängt, ihre Stimme für das »Einige Russland« abzugeben, weil sich die Rektorate von einem guten Wahlresultat Budgeterhöhungen versprachen.

Solche Versuche, institutionell Druck auszuüben, wurden allerdings schnell diskreditiert und gaben bald Gegenstand von Parodien ab. Die Rockgruppe »Rabfak« schuf mit ihrem Song »Die Klapsmühle stimmt für Putin« einen Smash-Hit der politischen Popkultur. Das Lied traf genau die Stimmung der Protestbewegung: Man wollte sich von der Machtelite nicht mehr für dumm verkaufen lassen und forderte Teilhabe an politischen Entscheidungsprozessen.

Für das kollektive Unbehagen lassen sich mindestens zwei Gründe angeben: Zum einen ist eine neue Bildungselite herangewachsen, die ihre wachsende Wirtschaftskraft auch mit politischen Partizipationsansprüchen verbindet, auf der anderen Seite regt sich in den Regionen des flächenmäßig größten Staats der Welt Unmut über den Moskauer Zentralismus.[20] Der Soziologe und Zeithistoriker Mischa Gabowitsch, der die Proteste detailliert beschrieben hat, weist auf die veränderte »politische Ökonomie der Gefühle« hin. In der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts habe es eine pseudosowjetische Regulierung der Emotionen gegeben: Der öffentliche Raum war bei Feiern für ritualisierten Jubel reserviert, Parteikongresse wurden mit feierlichem Ernst abgehalten. Unzufriedenheit mit den bestehenden Verhältnissen galt als Signal für Undankbarkeit gegenüber der hart arbeitenden Regierung. Differenziertere politische Gefühle fanden nur Raum in der Privatsphäre hinter den meist außen mit Eisen verstärkten und innen mit Leder gepolsterten Wohnungstüren. Die Demonstrationen des Winters 2011/2012 waren deshalb auch »Dammbrüche bisher kanalisierter Emotionen«. Der Protest entzündete sich nicht an den Wahlfälschungen, sondern an der nüchternen Ankündigung, das Tandem Präsident Medwedew und Ministerpräsident Putin werde die Positionen wechseln. Schon zuvor war bekannt gewesen, wie stark die Besetzung der höchsten Exekutivposten auf informellen Absprachen beruhte und eigentlich nur als politische Castingshow durchgeführt wurde. Nun hatte sich dieses theoretische Wissen bei den Bürgern in Scham über die eigene Verhöhnung verwandelt. Allerdings gelang es der Protest- und Oppositionsbewegung nicht, eine gemeinsame Identität zu finden. Einzelne Protestmärsche wurden sogar aufgespalten, weil sich die Organisatoren nicht auf ein gemeinsames Programm einigen konnten. Auch der sogenannte Koordinationsrat der Opposition wurde seinem Namen nicht gerecht.[21]

Der Moskauer Soziologe Alexander Bikbow macht darauf aufmerksam, dass die Proteste kaum über eine einheitliche soziale Basis verfügen. Die vielbeschworene neue »Mittelklasse« stellt aus seiner Sicht eine Konstruktion der Medien dar, die damit eine wohlfeile Erklärung für die Demonstrationen anboten. In Tat und Wahrheit sei die »Mittelklasse« ein Produkt der Breschnew-Zeit. Aufgrund dieser Herkunft sei die »Mittelklasse« in Russland auch nicht handlungsfähig: Sie ziehe den privaten Konsum der politischen Partizipation vor.[22]

Nicht nur in sozialer, sondern auch in regionaler Hinsicht hat sich die Heterogenität Russlands während der Proteste verstärkt. Die Soziologin Natalja Subarewitsch unterstreicht, dass sich die russischen Regionen bereits in den vergangenen Jahren stark auseinanderentwickelt haben. Sie unterscheidet drei verschiedene Sphären, die zahlenmäßig etwa gleich stark sind: »Russland 1« repräsentiert die urbane, westlich orientierte Bevölkerung der 14 Millionenstädte. Dominant sind hier Moskau und Petersburg, deren Lebensqualität aber nicht von einer funktionierenden Infrastruktur, sondern von der »Statusrente« als Hauptstädte abhängt. Die Bildung ist generell hoch, gleichzeitig existieren enorme Einkommensunterschiede, die ein xenophobes Klima fördern. »Russland 2« bezieht sich auf die übrigen, hauptsächlich von Industriebetrieben geprägten Provinzstädte, in denen Arbeiter mit geringer Kaufkraft leben. »Russland 3« schließlich bezeichnet die ländlichen Regionen, die kaum aktiv in die Debatten über die Zukunft des Landes eingebunden sind. Subarewitsch kommt zum Schluss, dass Putin mittlerweile »Russland 1« aufgegeben hat und sich nur noch um »Russland 2« und »3« kümmert, um seinen Rückhalt in der Gesellschaft zu sichern.[23]

Der Protestwinter 2011/2012 zeigte in aller Drastik die fehlende Nachhaltigkeit von Putins Herrschaftsmodell auf. Die allgemeine Krisenstimmung sowohl in der Bevölkerung als auch in der Machtelite bot den Hintergrund für die dramatischen Ereignisse des Jahres 2014.


Der Donbass-Krieg als Fernsehserie





Nur mit Mühe gelang es der Regierung, die Zitterpartie der Parlaments- und Präsidentschaftswahlen zu überstehen. Im April 2013 wünschten sich 55 Prozent in einer Umfrage des Levada-Zentrums einen anderen Präsidenten.[24] Der Euromaidan in Kiew verkörperte den Alptraum Putins schlechthin: Massen unzufriedener und politisch motivierter Bürger auf den Straßen der Hauptstadt. Durch eine imposante Machtdemonstration gelang es der Führung im Kreml, die Stimmung in Russland radikal zu ändern. Die handstreichartig durchgeführte Annexion der Krim und die Inszenierung eines Bürgerkriegs im Donbass führten dazu, dass Putin die Reihen hinter sich wieder schließen konnte. Die allgemeine patriotische Hochstimmung brachte auch einen wichtigen Teil der Opposition zum Verstummen. Ein bezeichnender Fall ist der Blogger Alexej Nawalny. Als scharfer Gegner Putins sagte er in einem Interview mit Radio Echo Moskaus explizit, dass er die Krim nicht an die Ukraine zurückgeben würde, wenn er selbst Präsident wäre.[25]

Putin orchestrierte seine imperiale Politik mit einer massiven Propaganda in den Medien. Dazu straffte er die Strukturen der staatlichen Nachrichtenagenturen. Ende 2013 wurde RIA Nowosti aufgelöst und durch eine neue Agentur mit dem Namen Russland heute ersetzt. Geleitet wird die neue Organisation von Putins Chefeinpeitscher, dem Journalisten Dmitri Kisseljow, der laut eigenem Bekunden »ein gerechtes Verhältnis des Auslands zu einem wohlgesinnten Russland« herstellen will. Für dieses Ziel ist der homophobe Chauvinist, der die Ukraine als »failed state« bezeichnet, kaum der richtige Mann. Kisseljows Ernennung liegt auf der Linie der Medienpolitik des Kremls: Loyalität zählt, nicht journalistische Kompetenz. In der Ukrainekrise zeigt sich deutlich, wie der Kreml die Medien nicht nur manipuliert, sondern seine Außenpolitik geschickt in einer gigantischen Show inszeniert. Aus der Präsidentschaftsadministration ergingen genaue Weisungen an alle Fernsehkanäle, ihre Informationen auszutauschen und ihre Darstellung miteinander abzustimmen.[26]

Die Dramaturgie der Ereignisse seit dem Umbruch in Kiew glich einer Fernsehserie, die nach allen Regeln des Genres produziert wurde. Auf diese Weise wurde sichergestellt, dass das russische Publikum wie gebannt auf die sich überstürzenden Ereignisse blickte und keine kritischen Fragen stellte.

Die erste Staffel begann mit einem inszenierten Blick hinter die Kulissen der Macht: Putin ließ sich vom Föderationsrat die Ermächtigung zum Einsatz der Armee außerhalb Russlands geben. Eine inhaltliche Diskussion gab es nicht, die Mitglieder des Föderationsrats überboten sich gegenseitig in der Unterstützung des Kurses des Präsidenten. Putins Antrag wurde einstimmig angenommen. Die Sitzung, die im Staatsfernsehen in voller Länge übertragen wurde, endete mit dem Abspielen der Nationalhymne. Mit dem Entscheid des Föderationsrats baute Putin eine Drohkulisse auf, die ihre Wirkung im In- und Ausland nicht verfehlte. Die verfassungsmäßige Gewaltenteilung galt früher nicht immer so genau – im Georgien-Krieg 2008 wurde der Föderationsrat erst zwei Wochen nach dem russischen Einmarsch konsultiert.

Auf das Politdrama folgte die Science-Fiction. Aus dem Nichts tauchten »grüne Männchen« auf der Krim auf. Wie bei Eindringlingen vom Mars wusste man zunächst nicht, ob sie gefährlich sind oder ob man ihnen vertrauen kann. Dieses sorgfältig aufgebaute Spannungsmoment wurde im Zeitraffer aufgelöst: Innerhalb weniger Tage kam es in einer Serie von Paukenschlägen auf der Krim zum Referendum, zur Unabhängigkeitserklärung und zum Anschluss an Russland. Ihr triumphales Finale fand diese Episode in Putins epochaler Rede vor der Duma vom 18. März 2014, in der er das heilige Russland feierte und sich selbst als »Sammler der russischen« Erde präsentierte.

Alsbald rückte ein Revolutionsstück in den Vordergrund. Als Bühne wählte der Kreml die »typische Kleinstadt« Slawjansk. Hier trat als Protagonist ein neuer Danton auf, der »Volksbürgermeister« Wjatscheslaw Ponomarjow. Als Nebenhandlung wurde ein Geiseldrama eingebaut, das sich allerdings bald als Provinzposse entpuppte.

Als Nächstes spielte das russische Staatsfernsehen ein Melodrama ein. Am 12. Juli 2014 zeigte die Hauptausgabe der Tagesschau eine schluchzende Mutter, die angeblich aus Slawjansk nach Russland geflüchtet war. Sie erzählte von ukrainischen Soldaten, die auf dem Hauptplatz von Slawjansk einen dreijährigen Jungen gekreuzigt hätten. Diese »Urenkel der SS-Einheit Galizien« hätten schlimmer als die deutschen Faschisten gewütet.[27] Das religiöse Motiv der Kreuzigung verlieh der frei erfundenen Gräuelgeschichte die Würde eines Martyriums.

Dann lief die Episode »Bürgerkrieg«. Heldenhafte Separatisten im Flecktarn schossen mit Kalaschnikows auf einen anonymen Feind, von dem man höchstens die Panzerfahrzeuge zu sehen bekam.

Am 22. Januar 2015 wurde in den Abendnachrichten auf dem Kanal Rossija 1 der Horrorfilm Ein explodierter Morgen gezeigt. Von bedrohlicher Musik untermalt, zeigte die Kamera entsetzte Bürger, die auf verbrannte Leichen in einem Passagierbus starrten. Diese Episode endete mit handgefilmten Bildern der Donezker Bevölkerung, die wütend gefangene ukrainische Soldaten als »Mörder« beschimpfte.

Abgeschlossen wurde diese Staffel mit Andrej Kondraschows schon fast epischer Dokufiktion Krim. Die Rückkehr in die Heimat. Der gut zweistündige Film stellt eine Mischung aus einem ausführlichen Interview mit Präsident Putin und nachgestellten Action-Szenen dar. Der Propagandastreifen wurde am 15. März 2015 aus Anlass des ersten Jahrestags der »Wiedervereinigung der Krim mit Russland« auf dem Kanal Rossija 1 ausgestrahlt. Kondraschow erweckt in dieser Zusammenfassung der dramatischen Ereignisse den Eindruck, dass das Handeln der russischen Führung sowohl notwendig als auch legitim war. Eine besonders prominente Rolle kommt dabei Putin zu, der an mehreren Stellen unterstreicht, dass er persönlich die Operation befahl, überwachte und durchsetzte.

Putin und seine Polittechnologen stützen sich bei der Durchführung ihres Szenarios auf bestimmte Werthaltungen in der russischen Bevölkerung, die teilweise noch in einer sowjetischen Traditionslinie stehen. Die einzelnen Episoden beruhen auf Sehgewohnheiten aus der Populärkultur und werden gleichzeitig in den sowjetischen Masterplot der »Faschismus«-Abwehr eingebettet. Es wäre jedoch falsch zu glauben, dass die russische Führung eine Restauration des Sowjetkommunismus anstrebt. Auf geschickte Weise wird ein postsozialistischer Kollektivismus mit einem neoimperialen Bewusstsein verbunden, das an die autoritäre Regierungszeit (1881-1894) von Alexander III. anknüpft. Von ihm stammt auch Putins Lieblingszitat: »Russland hat nur zwei Freunde – die Armee und die Flotte.«[28]

Die Politologin Lilja Schewzowa geht davon aus, dass Russland heute nicht mehr als »gelenkte Demokratie«, sondern als ein »prätorianisches Regime« einzustufen sei.[29] Eine wichtige Rolle kommt dabei den Geheimdiensten zu, die eine neue privilegierte Gesellschaftsschicht bilden.[30] Die Parallele zur Regierungsform des augustäischen Rom ist in der Tat erhellend: Auch Kaiser Augustus war bemüht, den Anschein einer Republik zu wahren. Er regierte ohne Kontrolle durch politische Gremien, sondern mit Hilfe seines loyalen Machtapparats.


Die metaphysische Begründung des russischen Staates





In der russischen Staatsphilosophie spielt die Vertragstheorie von jeher eine untergeordnete Rolle. Der Staat wurde nicht in erster Linie als politisches Konstrukt mit einem Mechanismus von »checks and balances« verstanden, sondern als metaphysisch begründete Ordnung. Aus dieser Sicht präsentiert sich der Staat nicht als legalistische Abstraktion, sondern als Organismus, dessen Elemente in einer prästabilierten Harmonie angeordnet sind. Eine wichtige Folge dieser traditionalistischen Begründung von staatlicher Macht ist die symbolische Trennung des Machthabers von seinem politischen Amt. Auf dieser Besonderheit des politischen Diskurses beruht auch das scheinbare Paradox, dass eine Mehrheit der Bevölkerung der Regierung misstraut, gleichzeitig aber den Präsidenten mit hohen Zustimmungsraten unterstützt. Putin wird von vielen Russen als Garant eines starken Staates gesehen. Die Verantwortung für politische und ökonomische Misserfolge trägt in der öffentlichen Wahrnehmung hingegen die gesichtslose Bürokratie. Diese Unterscheidung zwischen einem idealisierten Herrscher und einer bösen Staatsmacht verfügt in Russland über eine lange Tradition. Bereits im 17. Jahrhundert entstand in der russischen Folklore das Bild eines »guten Zaren«, der sich zwar manchmal verbirgt, aber kraft seines Gottesgnadentums gar keine falschen Entscheidungen treffen kann.[31] Diese Haltung beseelte auch die Monarchen selbst. Noch kurz vor seiner Abdankung konfrontierte der letzte russische Zar, Nikolaus II., den britischen Botschafter, der ihn auf seine wachsende Unpopularität ansprach, mit der Frage: »Meinen Sie nun, dass ich das Vertrauen meines Volks zurückgewinnen muss, oder meinen Sie nicht vielmehr, dass mein Volk mein Vertrauen zurückgewinnen muss?«[32]

In dieser Traditionslinie steht auch die politische Legitimation von Putins Regierung. Dabei greift der Präsident gern auf Theorieangebote überzeugter Monarchisten zurück. Ein wichtiger Stichwortgeber bei der Ausarbeitung einer autoritären Staatsideologie ist der konservative Philosoph Iwan Ilin, der 1922 auf Lenins Anordnung gemeinsam mit anderen einflussreichen Intellektuellen auf einem der sogenannten »Philosophenschiffe« aus dem bolschewistischen Russland ausgewiesen wurde.[33] Ilin skizzierte 1938 eine Verfassung für einen postkommunistischen Staat, der Putins Vorstellungen recht nahe kommt.[34] Eine Demokratie sei schädlich; Russland brauche eine autoritäre Staatsform, deren Legitimation sich aus der Religion und der Geschichte speist. In Ilins Entwurf wird der Staat nachgerade als metaphysisches Lebensziel der Bürger begriffen:

 

Art. 7: Der russländische Staat ist eine öffentlich-rechtliche Herrschaftseinheit auf der höchsten Hierarchiestufe. Er schafft selbst seine oberste Macht, die keiner äußeren Gewalt untergeordnet ist, keiner anderen sichtbaren oder geheimen Macht, keinem anderen Staat. Die russische Staatsmacht ist berufen zu regieren und zu befehlen: Sie herrscht gemäß dem Recht und muss sich in den Grenzen des Gesetzes auf Gewalt stützen.

 

Art. 11: Der russische Staat bindet alle seine Bürger durch eine einheitliche patriotische Solidarität zusammen: durch ein gemeinsames Vaterland, ein gemeinsames Ziel, eine gemeinsame Herrschaft. Das Gemeinsame steht höher als das Private. Die privaten Interessen müssen zurückweichen, sich unterordnen und als Mittel zur Erreichung eines höheren Ziels dienen. Der russische Bürger ist seinem Vaterland gegenüber zu Dienst und Opferbereitschaft verpflichtet; er ist seinen Mitbürgern gegenüber zu Respekt, Friedfertigkeit und Solidarität verpflichtet.[35]

 

Ilin erteilt der Idee der demokratischen Repräsentation des Wählerwillens eine Absage. Indem er die geistige Einheit des russischen Volkes betont, dispensiert er sich von der Diskussion, mit welchem staatspolitischen Mechanismus eine Entscheidungsfindung bei divergierenden Positionen möglich sein soll. Dieser Fall, der ja in westlichen Demokratien die Regel darstellt, ist in Ilins politischer Vision gar nicht vorgesehen. Die Aktionsfreiheit des Einzelnen wird allein durch ein absolutes Rechtssystem geschützt, das ewig gilt und deshalb auch nicht modifiziert werden soll.

Ilin war ein erklärter Monarchist. Er hielt eine Reihe von Merkmalen fest, in denen sich Monarchie und Republik grundlegend unterscheiden. Dabei plädierte er für ein Regierungssystem, in dem nicht politische Konkurrenz, sondern das Vertrauen in die Macht dominiert:[36]



	Monarchisches Rechtsbewusstsein

	Republikanisches Rechtsbewusstsein


	Verkörperung der Herrschaft und des Staatsvolkes

	Auflösung des persönlichen Prinzips und der Herrschaft im Kollektiv


	Kult des Ranges

	Kult der Gleichheit


	Mystische Wahrnehmung der höchsten Macht

	Utilitaristisch-vernünftige Wahrnehmung der Herrschaft


	Annahme des Schicksals und der Natur, die der Vorsehung bekannt sind

	Die menschliche Willkür steht über dem Schicksal und der Natur


	Der Staat ist eine Familie – Patriarchalität und Familiarität

	Der Staat ist ein freies homogenes Konglomerat, alles wird gemischt und auf einen Nenner gebracht


	Pathos des Vertrauens zum Staatsoberhaupt

	Pathos der Garantien gegen das Staatsoberhaupt


	Pathos der Treue

	Pathos der Wahl eines Amtsträgers, der den aktuellen Anforderungen entspricht


	Zentripetalität

	Zentrifugalität


	Tendenz zur integrierenden Akkumulation

	Tendenz zur differenzierenden Diskretheit, zum Atomismus


	Kult der Ehre

	Kult der Unabhängigkeit


	Verdienst der Gefolgschaft

	Verdienst des persönlichen Erfolgs und der Karriere


	Element der Solidarität

	Element der Konkurrenz


	Organische Wahrnehmung der Staatlichkeit

	Mechanische Wahrnehmung der Staatlichkeit


	Kult der Tradition

	Kult der Innovation


	Askese in der politischen Kraft der Gefolgschaft

	Qualifikation in der politischen Kraft der Gefolgschaft


	Kult der Disziplin, Armee

	Persönliches Einverständnis, Initiative, Freiwilligkeit


	Heteronomie, Autorität

	Autonomie, Ablehnung von Autoritäten


	Pathos des Gesetzes, der Rechtmäßigkeit

	Pathos des Vertrags, der Abmachungen


	Subordination, Ernennung

	Koordination, Wahlen


	Der Staat ist eine Einrichtung

	Der Staat ist eine Korporation





 

Allerdings gestand Ilin dem Monarchen keine absolute Macht zu, sondern wies ihn in die Schranken des Rechts. Mehr noch: Der Monarch folgt einer Berufung und einer Verpflichtung zur Herrschaft – in diesem Sinn ist seine Machtausübung ein »Dienst«. Der Monarch darf die Freiheit seines Volks nicht beschränken, sondern muss es in seiner Fähigkeit zur Selbstverwaltung und zur Kreativität fördern.[37]

Im Oktober 2005 wurden Ilins sterbliche Überreste aus der Schweiz nach Moskau überführt und – gemeinsam mit der ebenfalls exhumierten Leiche des weißen Generals Anton Denikin – im Donskoj-Kloster erneut beigesetzt. Präsident Putin war bei dieser Zeremonie persönlich zugegen. Mittlerweile gehört Ilin zu den kanonischen Autoren, deren Texte beim zentralen russischen Abitur eingesetzt werden.

Auch Putin glaubt an eine idealtypische Einheit von Staat, Gesellschaft und Regierung. Aus dem Geiste Ilins beschwor Putin in seiner föderalen Botschaft am 4. Dezember 2014 den Schulterschluss von Bürgern und Staatsführung. Die »Wiedervereinigung der Krim mit dem russischen Vaterland« erscheint aus dieser Sicht als harmonische Konvergenz von Geschichte, Volk, Nation und Regierung:

 

Russland hat in der Tat gezeigt, dass es fähig ist, seine Landsleute zu verteidigen und ehrenvoll Wahrheit und Gerechtigkeit durchzusetzen. Unser Land hat dies dank euch zustande gebracht, Bürger Russlands. Dank eurer Arbeit und den Resultaten, die wir gemeinsam erreicht haben. Dank eurem tiefen Verständnis für den Sinn und die Bedeutung unserer gemeinsamen nationalen Interessen. Wir haben uns die Kontinuität und die innere Ganzheit des Tausendjährigen Weges unseres Vaterlandes bewusst gemacht. Und wir glauben an uns. Daran, dass wir viel können und alles erreichen.[38]

 

Geschickt baute Putin in diese Rede auch ein Zitat von Iwan Ilin ein, der für die russischen Bürger »die Freiheit des Glaubens, der Wahrheitssuche, des Schaffens, der Arbeit, des Eigentums« forderte. Für Putin wie für Ilin sind diese individuellen Freiheiten in das Projekt eines mächtigen Staates mit einer klar umrissenen Ideologie eingebettet.


Der russische Kulturkern der russländischen Zivilisation





Seit dem Protestwinter 2011/2012 lässt sich eine deutliche Veränderung in der ideologischen Selbstpräsentation der russischen Regierung beobachten. Während der ersten Dekade des Putinismus bestand die innenpolitische Hauptaufgabe in der Abwendung einer »Farbrevolution«, wie sie 2003 in Georgien, 2004 in der Ukraine und 2005 in Kirgisistan stattgefunden hatte. In diesen ehemaligen Sowjetrepubliken mit korrupten Führungen kam es zu Straßenprotesten, die in allen Fällen zu einem Regierungswechsel führten. Als Erkennungszeichen wurde jeweils eine Farbe (orange) oder eine Blume (Rose, Tulpe) gewählt. Möglicherweise überschätzte der Kreml die Gefahr, aber in der Wahrnehmung der Regierung war sie real.[39]

Der Kreml setzte zunächst nicht auf Repression, sondern auf politische und ästhetische Attraktivität. Im Vordergrund stand der Aufbau einer »russländischen« Identität, wie sie etwa auch in der Präambel der geltenden Verfassung aus dem Jahr 1993 skizziert wird:

 

Wir, das multinationale Volk der Russländischen Föderation, vereint durch das gemeinsame Schicksal auf unserem Boden, die Rechte und Freiheiten des Menschen, den inneren Frieden und die Eintracht bekräftigend, die historisch entstandene staatliche Einheit wahrend, ausgehend von den allgemein anerkannten Prinzipien der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker, das Ansehen der Vorfahren ehrend, die uns Liebe und Achtung gegenüber dem Vaterland sowie den Glauben an das Gute und an die Gerechtigkeit überliefert haben, die souveräne Staatlichkeit Russlands wiederbelebend und die Unerschütterlichkeit seiner demokratischen Grundlagen bekräftigend, danach strebend, das Wohlergehen und das Gedeihen Russlands zu gewährleisten, ausgehend von der Verantwortung für unsere Heimat vor der jetzigen und vor künftigen Generationen, im Bewusstsein, Teil der Weltgemeinschaft zu sein, geben uns die Verfassung der Russländischen Föderation.[40]

 

In dieser komplizierten Formulierung wird deutlich, dass die Verfassung den inhärenten Konflikt zwischen dem Selbstbestimmungsrecht der Völker und der territorialen Integrität des Landes im Konstrukt des »multinationalen Volks der Russländischen Föderation« aufzuheben versucht.[41]

Seit Anfang 2012 wird die Gesellschaft in Russland auf eine engere, nicht mehr »russländische«, sondern »russische« Linie eingeschworen, die sich besonders stark an der russisch-orthodoxen Kirche ausrichtet. Das Adjektiv »russländisch« bezieht sich dabei auf das Staatsgebilde der »Russländischen Föderation«, während »russisch« auf die Russen als ethnische Einheit verweist. Eine prominente Rolle spielt bei dieser »Russifizierung« der Russländischen Föderation Putins geistlicher Beichtvater Tichon Schewkunow. Sein direkter Einfluss auf den Präsidenten ist schwer einzuschätzen, aber die Spin-Doktoren des Kremls verhelfen sorgfältig jenen Kulturträgern zu Publikumswirksamkeit, deren Wirkung dem System Putin zuträglich ist.

In seiner Rede vor der Föderationsversammlung am 2. Dezember 2014 pries Putin das Christentum als jene »geistige Kraft«, die eine »einige russische Nation« und die »Bildung einer gemeinsamen Staatlichkeit« der verschiedenen ostslawischen Stämme ermöglicht habe. Diese russische Nation verfüge zwar über viele Gesichter, stehe aber im zentralisierten russischen Staat wie ein Monolith da (»mnogolikoj, no monolitnoj russkoj nacii«).[42]

Die gesteigerte Bedeutung der »russischen Kultur« im engeren Sinne wird offiziell bestätigt durch die aktuelle Version der außenpolitischen Doktrin der Russländischen Föderation vom 12. Februar 2013. Dort heißt es in Punkt 6: »Die Fähigkeit des Westens, die Weltökonomie und -politik zu dominieren, nimmt weiter ab. […] Zum ersten Mal in der modernen Geschichte findet der globale Wettbewerb auf der zivilisatorischen Ebene statt.«[43] Dabei wird Russland als eine eigene Zivilisation verstanden, die sich gegenüber der kapitalistischen Gesellschaftsordnung des Westens überlegen zeigt. Unverkennbar ist der Huntington-Zungenschlag in der außenpolitischen Doktrin: Akteure auf der Weltbühne sind nicht mehr einzelne Staaten, sondern ganze Zivilisationen. Deshalb wird auch kategorisch vom »Westen« gesprochen, der aus russischer Perspektive im Niedergang begriffen ist. Umgekehrt erscheint Russland als aufsteigende, kraftvolle Zivilisation, die nicht nur die Bevölkerung der Russländischen Föderation umfasst. Als Haupteinflusssphäre der russischen Außenpolitik wird die »Gemeinschaft unabhängiger Staaten« genannt, die aus dieser Sicht als »nahes Ausland« gilt. Eine besondere Rolle spielt die Gemeinschaft der im »nahen Ausland« lebenden russischen »Landsleute« (»sootečestvenniki«). Damit sind Russen gemeint, die unter dem kommunistischen System als Fachkräfte in die Sowjetrepubliken migriert waren. Heute besitzen viele von ihnen gar keine russische Staatsbürgerschaft mehr. Der »Schutz« der russischen Regierung gilt aber gerade ihnen in besonderem Maße. Seit 2014 können solche »Landsleute« in einem vereinfachten Verfahren einen russischen Pass beantragen. Voraussetzung ist, dass sie Russisch sprechen und mindestens einen Vorfahren haben, der über eine Niederlassungsbewilligung in Russland oder in der Sowjetunion verfügte.[44]

Diese Politik stellt die Umsetzung einer langen ideologischen Vorbereitungsarbeit dar. Im Jahr 2007 wurde die Stiftung »Russische Welt« (Russkij Mir) ins Leben gerufen. Diese Organisation will die russische Kultur stärken und verbreiten – besonders gefördert werden sollen die russischen Minderheiten im »nahen Ausland«. Der Status des Englischen als dominante Weltsprache soll zumindest angefochten werden. Putin rief das Jahr 2007 sogar zum »Jahr der russischen Sprache« aus. Das Echo auf diese PR-Aktion war zwar gering, zeugt aber vom Anspruch des Kremls, der russischen Kultur nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion weiterhin globale Geltung zu verschaffen. Deshalb errichtet »Russkij Mir« an ausgewählten ausländischen Universitäten sogenannte »Russische Zentren«, an denen Sprachunterricht erteilt wird. Außerdem erhalten diese Zentren Bücher aus Russland, um eigene Bibliotheken aufzubauen.[45] Die »Russische Welt« stellt ein abstraktes Identifikationsangebot dar, das auf der historischen Grundlage der »heiligen Rus« die Einheit der ostslawischen Kultur (also v. ‌a. Russlands, Weißrusslands und der Ukraine) behauptet. Darin liegt auch der Unterschied dieser Stiftung zu den Kulturinstituten anderer europäischer Länder, die keinen geopolitischen Herrschaftsanspruch erheben.

In einer Rede an der Moskauer Universität der Völkerfreundschaft am 21. November 2013 erklärte Putin, die russische Sprache habe die verschiedenen Nationalitäten in der Sowjetunion zusammengekittet:

 

Die russische Sprache spielte für das multinationale Volk Russlands immer eine mächtige vereinigende Rolle. Sie formte den allgemeinen kulturellen und geisteswissenschaftlichen Kontext des Landes. Und hier muss man erwähnen, dass die ganze Welt nur dank der russischen Sprache von Tschingis Aitmatow, Juri Rytcheu, Ales Adamowitsch und Rasul Gamsatow erfahren hat. Diese Tradition darf nicht verschwinden.[46]

 

Auch das »Jahr der Literatur 2015« soll die russische Zivilisation stärken. Während der Eröffnungsrede im Moskauer Künstlertheater sprach Putin von der »schaffenden Kraft« der russischen Literatur, die eine große Rolle bei der »Persönlichkeitsbildung«, der »Entwicklung des schöpferischen Potenzials der Menschen«, der »Vereinigung der Nation um gemeinsame geistige und moralische Werte« und der »ethischen und kulturellen Orientierung der Bürger« spiele.[47]

Unverhohlen wird die russische Kultur auch außenpolitisch instrumentalisiert. Im Januar 2012 erhielt der syrische Präsident Assad den Preis »Imperiale Kultur«, den der russische Schriftstellerverband und die orthodoxe Kirche für »herausragende Leistungen zur Wiedergeburt der russischen Kultur« vergeben. Nun hat Assad offensichtlich wenig für die russische Kultur geleistet, deshalb begründete die Laudatio diese absurde Auszeichnung mit den Verdiensten des Machthabers um den »Widerstand gegen die westliche Expansion«.[48]

Im Rahmen des »Jahres der Literatur 2015« sollen in den wichtigsten Zentren der russischen Emigration Gedenktafeln für russische Exilautoren angebracht werden. Das offizielle Dokument der Duma nennt beispielhaft die Städte Paris, Berlin, Prag, Harbin und New York.[49]

Mit der ideologischen Ausrichtung der Russländischen Föderation auf den russischen Kerngehalt gewinnt auch Putins persönliches Prestigeprojekt einer Eurasischen Union eine neue Dimension. Der Eurasismus als ursprünglich geopolitisches Programm wird überformt von einem System religiöser und weltanschaulicher Werthaltungen, die sich mit den Stichwörtern Heroismus, Opferbereitschaft und Nationalstolz umreißen lassen. Die Angehörigen der nichtrussischen Ethnien im Vielvölkerstaat werden nicht mehr als »russländische Bürger«, sondern als Angehörige eines eurasischen Imperiums in Putins Gesellschaftsprojekt integriert. In seinem Wahlkampfartikel »Russland: Die nationale Frage« vom 23. Januar 2012 hatte er der Assimilation und dem Multikulturalismus eine klare Absage erteilt und eine ganzheitliche, »polyethnische Zivilisation, die durch einen russischen Kulturkern zusammengehalten werde« beschworen. Die »zivilisatorische Identität« der Völker in der Föderation werde durch einen »kulturellen Code« garantiert. Putin schlug sogar vor, jeder Schüler in seinem Land müsse hundert Bücher eines russischen Kanons lesen und als Abschlussexamen einen Aufsatz über den »kulturellen Code« schreiben. Dabei wies er auf die Vorbildfunktion der amerikanischen Unterhaltungsindustrie hin:

 

Denken wir daran, dass Hollywood das Bewusstsein mehrerer Generationen geformt hat. Dabei hat es nicht die schlechtesten Werte vermittelt – sowohl hinsichtlich der nationalen Interessen als auch hinsichtlich der gesellschaftlichen Moral. Hier können wir etwas lernen.

 Ich unterstreiche: Niemand greift die künstlerische Freiheit an – ich spreche nicht über Zensur, nicht über eine »Staatsideologie«, sondern darüber, dass der Staat das Recht und die Pflicht hat, seine Kräfte und Ressourcen zur Lösung gesellschaftlicher Aufgaben einzusetzen. Darunter auch zur Ausbildung einer Weltanschauung, welche die Nation erstarken lässt.[50]

 

Die Ausbildung einer patriotischen Weltanschauung findet mittlerweile auf verschiedenen Schauplätzen statt. Putin trifft sich periodisch mit Kulturschaffenden. Besonders nahe stehen ihm die Filmregisseure Nikita Michalkow, Karen Schachnasarow, Wladimir Chotinenko, die Künstler Surab Zereteli, Nikas Safronow und der Stardirigent Waleri Gergiew. Unter den prominenten Schriftstellern findet er eher wenig Unterstützung – allenfalls noch bei der ultranationalistischen Lyrikerin Junna Moritz, die im Jahr 2014 auf ihrer Facebook-Seite im Wochenrhythmus patriotische Verse zur aktuellen Situation veröffentlichte.

Wichtiger als die Treffen mit Autoren sind aber die staatlichen Unterstützungsprogramme für Erzeugnisse der populären Kultur, die das offizielle russische Weltbild unterstützen sollen. Konkret geht es um Fernsehserien über historische Themen (Katharina die Große, Tschernobyl) oder ein Videogame, das die Anfänge der russischen Militärfliegerei im Ersten Weltkrieg zeigt. Ganz im Sinne Putins unterstrich der Kulturminister Wladimir Medinskij bei der öffentlichen Vorstellung dieser Fördermaßnahmen, dass der Staat nicht »elitäre, sondern begabte und sozial bedeutsame Kunst« unterstütze.[51]

Mit seinem Engagement für die Populärkultur setzt der Kreml auf eine äußerst effiziente Polittechnologie. Politische Werte und Geschichtsbilder werden im 21. Jahrhundert nicht mehr in erster Linie in Schulen oder Museen vermittelt. Viel wichtiger sind multimediale Produkte der Kulturindustrie, die nicht nur unterhalten, sondern unterschwellig auch Deutungsmuster für die gesellschaftliche Wirklichkeit transportieren. Freund-Feind-Schemata, die Präferenz für eine gelenkte Demokratie und loyale staatsbürgerliche Verhaltensmuster schleichen sich über die Populärkultur in das kollektive Bewusstsein ein. Die hohe Kunst der postsowjetischen Politik besteht darin, bei der Bevölkerung Zustimmung zu einem Regierungskurs zu schaffen, der im Grunde genommen nur die Machtinteressen einer kleinen Elite bedient.

Die staatlich geförderte Populärkultur präsentiert mit Vorliebe historische Stoffe, die zum Deutungsangebot für die Gegenwart werden. Die Fernsehserie Katharina (2014) beschwört zum Einstieg eine Bedrohung Russlands von allen Seiten. In der ersten Episode wird eine Karte des »Russischen Imperiums« im Jahr 1744 eingeblendet, dazu raunt eine Stimme aus dem Off: »Frankreich, Österreich, England, Preußen, die Osmanen und sogar die Überreste des polnischen Staates – alle hatten ihre eigenen Pläne in Osteuropa. Russlands Grenzen waren auf der ganzen Länge gefährdet, vom Baltikum bis zum Kaukasus-Gebirge.« Vor diesem Hintergrund erscheint der Aufstieg der machtbewussten und energischen Zarin Katharina als adäquate Antwort auf die Machtgelüste der europäischen Konkurrenten. Ein metaphysisches Geschichtsbewusstsein beseelt das Handeln der Protagonistin von Beginn an: Sie will sich während ihrer Herrschaft den Beinamen »Die Große« erwerben. Durch ihren kompromisslosen Willen zur Macht, der gleichzeitig auch das zuvor marginalisierte Russland in einen globalen Player verwandelt, erscheint Katharina als würdige Vorläuferin Putins.

Ganz explizit wird die Analogie von Vergangenheit und Gegenwart in der Kinoproduktion Wir kommen aus der Zukunft (2008) und ihrem Sequel (2010) eingesetzt. Vier junge Leningrader verdienen sich ihr Geld beim Ausgraben von Militärobjekten aus dem Zweiten Weltkrieg. In einer phantastischen Volte werden die Burschen in den Sommer 1942 zurückkatapultiert. Sie kämpfen heldenhaft gegen die Nazis und stärken die Kampfmoral der Roten Armee durch die Gewissheit, dass die Sowjetunion am 9. Mai 1945 siegen wird. Im Fortsetzungsfilm Wir kommen aus der Zukunft 2 wird die unterschiedliche Deutung des Zweiten Weltkriegs in Russland und der Ukraine handlungsbildend: Diesmal kämpfen die Helden im Jahr 1944 mit der heldenhaften Roten Armee gegen die ukrainische SS-Division »Galizien«. Der russenfeindliche Ukrainer Taras wird in der Eingangsszene signalhaft in einem Hummer-Jeep und mit einer Hakenkreuzfahne gezeigt. Während der Kämpfe in der Vergangenheit erkennt er aber, dass die russischen Soldaten die Ukraine gerettet haben. Zurück in der Gegenwart, schwört er seinen alten Vorurteilen gegenüber den Russen ab. In beiden Filmen scheint eine Grundsuggestion der offiziellen Wirklichkeitsdeutung auf: Eigentlich hat der Krieg gegen die »Faschisten« aus dem Westen, die von den verblendeten Ukrainern unterstützt wurden, nie aufgehört. Russland hat nicht nur das Recht, sondern sogar die Pflicht, sich auch heute gegen solche Angriffe zur Wehr zu setzen.

Die heldenhafte Eroberung des Kosmos wird dem heutigen Kinopublikum ebenfalls in einem Blockbuster in Erinnerung gerufen: Der bildgewaltige Film Gagarin (2013) wurde von der Präsidialverwaltung und vom Russischen Verfassungsschutz (FSO) unterstützt. Der erste bemannte Weltraumflug vom 12. April 1961 bildet die Rahmenhandlung, die geschickt mit Rückblenden aus dem Leben des Protagonisten angereichert wird. Dazu gehört auch ein traumatisierender Angriff eines Wehrmachtsoldaten auf den jungen Juri während der deutschen Besatzung. Der Film feiert den Astronauten-Korpsgeist, der nach der Bekanntgabe des erfolgreichen Flugs in allgemeine Begeisterung auf Moskaus Straßen umschlägt. Gagarin greift neben dem Sieg über Hitler-Deutschland das zweite Thema aus der Sowjetvergangenheit auf, das bis heute in der russischen Bevölkerung positiv konnotiert ist. Den Zuschauern soll suggeriert werden, dass Idealismus und nationale Einheit auch heute noch zentrale Werte für die russische Gesellschaft sind.


Putin als Symbol für den Staat





Die symbolische Identifizierung des Staats mit dem Staatsführer ließ sich bis 2014 an der offiziellen Website des Präsidenten kremlin.ru ablesen. Die Hauptreiter des damaligen Webauftritts lauteten: Russland, Staat, Putin. Mit dieser Reihung wurde suggeriert, dass Putin auf idealtypische Weise die Interessen Russlands verkörpert. Die heutige Web-Struktur trennt den offiziellen Auftritt des Präsidenten von der persönlichen Selbstpräsentation auf putin.kremlin.ru. Dort stößt man auf ein Fotoalbum mit rund 300 offiziellen Porträts während Staatsvisiten, Medienauftritten und Fabrikbesuchen. Die Biographie unterstreicht Putins einfache Herkunft, sein Charisma und seinen Arbeitseifer. Unter »Interessen« finden sich lauter Bubenträume: Judo, Hockey, Skifahren, Fischen, Reiten. Verzeichnet sind auch seine bevorzugten Automarken – Lada, Wolga, Niva, ausgerüstet mit »Glonass«, dem russischen Pendant zu GPS: »Wladimir Putin stellte immer persönlich unter Beweis, dass man russische Autos kaufen kann und muss.« Ein politisches Programm sucht man auf der präsidentiellen Website vergebens.

In einem Hochglanzmagazin, das vom russischen Verfassungsschutz herausgegeben wird, erscheint die Gleichsetzung von Präsident und Staat sogar im Titel: WWP. In den sozialen Netzwerken wird Wladimir Wladimirowitsch Putin oft mit diesem Kürzel bezeichnet, gleichzeitig ist WWP auch die russische Abkürzung für das Bruttoinlandsprodukt (BIP). Das Magazin spielt bewusst mit dieser Doppeldeutigkeit – der Titel soll anzeigen, dass Putins ehrgeiziges Ziel der Verdoppelung des Bruttoinlandprodukts untrennbar mit der Person des Präsidenten verbunden ist. Aus Sicht der Redaktion besteht die wichtigste Aufgabe Russlands in der Konsolidierung der »Gesellschaft und ihrer Eliten«, die sich »um unsere traditionellen Werte und um ihre Verkörperung in der Figur des nationalen Leaders« scharen müssen.[52]

Das sorgfältig gestaltete Design von Putins Herrschaft steht in einer langen Tradition. Jeder Machthaber in Russland setzte emotionale und narrative Technologien ein, um die Seelen der Untertanen auf seine Seite zu ziehen. Eine der wichtigsten Legitimierungsstrategien der Romanows bestand etwa darin, das Gottesgnadentum ihrer Herrschaft zu unterstreichen. Dabei gelangten verschiedene »Machtszenarien« zur Anwendung. Die Zaren legten sich zur Durchsetzung ihres Herrschaftsanspruchs ein bestimmtes Image zurecht: Katharina die Große inszenierte sich als aufgeklärte und gleichzeitig kämpferische Minerva, Nikolaus I. rechtfertigte sich mit dem Hinweis auf das dynastische Erbe, Alexander II. verließ sich auf die Macht der Liebe zwischen Zar und Volk, Alexander III. baute einen nationalen Mythos auf, der letzte Zar, Nikolaus II., schließlich unterstrich die affektive Aura seiner Familie, die ihn im übertragenen Sinn zum Vater des russischen Volkes machte.[53] Es ist wenig erstaunlich, dass sich solche Techniken der Herrschaftssicherung auch in der Sowjetzeit erhalten haben. Lenin und Stalin wurden als Halbgötter inszeniert, die durch ihren unermüdlichen Arbeitseinsatz für das Volk das Paradies auf Erden schaffen.[54] Stalins Gewaltherrschaft wurde als umfassende Sorge des »Vaters der Völker« präsentiert. Viele Russen verinnerlichten dieses Modell und betrauerten den Tod des Tyrannen am 5. März 1953 aufrichtig. Sie imaginierten sich nach dem Tod des Patriarchen als Waisenkinder, die der bedrängenden Wirklichkeit schutzlos ausgeliefert waren. Sogar bei Familien, die während des Großen Terrors Angehörige verloren hatten, blieb Stalins Porträt bis weit in die sechziger Jahre im Wohnzimmer hängen.

Das innovative Element von Putins Regierung liegt darin, dass sie alle Register der medialen Massenkultur zieht. Auch ein postmodernes Element lässt sich ausmachen: Der Putinismus bedient sich eklektisch bei zaristischen und sowjetischen Herrschaftssymbolen, die nach Maßgabe ihrer ideologischen Wirksamkeit im öffentlichen Diskurs eingesetzt werden.


Kulturkampf auf Russisch





Im Frühjahr 2014 hatte das Kulturministerium Leitlinien für die Grundlage der staatlichen Kulturpolitik ausgearbeitet, die ganz auf der neuen patriotischen Linie der Regierung liegen. In diesem offiziellen Papier, dessen Argumentation sich über weite Strecken an Putin-Zitaten entlanghangelt, wird Kultur als »historisch entstandenes System von Werten und Verhaltensnormen« definiert, das auf das »kulturelle und historische Erbe« Russlands ausgerichtet wird. Die »einzigartige und authentische russische Zivilisation« sei nicht identisch mit »Europa«, da sie konservative Werte wie die traditionelle Familie, religiöses Leben und Patriotismus hochachte – Werte, die im »dekadenten Westen« längst in Auflösung begriffen seien. Die »historistisch« ermittelte »geistig-kulturelle Matrix« des russischen Volks müsse durch die staatliche Kulturpolitik gefördert werden. Das Papier zitiert den russischen Kulturminister Wladimir Medinski: »Es sollen hundert Blumen blühen, aber wir gießen nur diejenigen, die uns nützlich sind.« Das Papier hält fest, dass es bereits zwei Mal, nämlich 1917 und 1990, den Versuch gegeben habe, Russland gewaltsam von seinem eigenen Weg abzubringen. Sowohl der kommunistische als auch der kapitalistische Umbruch seien gescheitert. Um die russische Identität zu bewahren, sei der Staat als starker Akteur in der Kulturpolitik gefordert. Dabei dürfe der Staat sich nicht defensiv verhalten: »Das wahre Ziel der staatlichen Kulturpolitik besteht nicht darin, auf Bedrohungen zu antworten, sondern zielstrebig die nationale Mentalität zu formen.« Konsequenterweise will man explizit auf die Begriffe »Multikulturalität« und »Toleranz« verzichten und dafür das Grundkonzept eines »einheitlichen kulturellen Codes« einführen. Der kulturelle Kern der »russländischen« Kulturpolitik soll nun in aller Deutlichkeit »russisch« sein. Begründet wird diese Dominanz mit der Tatsache, dass die Russen den Staat geschaffen haben und 80 Prozent der russländischen Bevölkerung ausmachen. Das Papier geht sogar so weit zu behaupten, dass die Begriffe »russisch« (russkij) und »russländisch« (rossijskij) »faktisch identisch« seien.[55]

Im Dezember 2014 unterzeichnete Putin die endgültige Fassung der »Grundlagen der staatlichen Kulturpolitik«.[56] Im ersten Abschnitt des 18 Seiten umfassenden Dokuments wird die staatliche Kulturpolitik als integraler Bestandteil der nationalen Sicherheitsstrategie Russlands bezeichnet. Die wesentlichen Ziele bestehen in der »Bildung einer harmonisch entwickelten Persönlichkeit und der Stärkung der Einheit der russischen Gesellschaft«. Die staatlich geförderte Kultur soll helfen, der jungen Generation »die für die russische Zivilisation charakteristischen Werte, Normen und Verhaltensmuster« zu vermitteln. Die größten Bedrohungen für die russische Gesellschaft bestehen laut diesem Papier in der »Atomisierung der Gesellschaft« und in der »Deformierung des historischen Gedächtnisses«, die zur »negativen Bewertung bedeutender Epochen der vaterländischen Geschichte« und zur »Verbreitung falscher Vorstellungen über Russlands historische Rückständigkeit« führe.

Auf scharfen Widerspruch stieß die staatliche Kulturpolitik bei Marat Gelman, dem einstigen Partner Gleb Pawlowskis bei der Gründung des Fonds für effektive Politik. Gelman kritisierte, dass der Staat nicht Kultur-, sondern Kunstpolitik betreibe und sich in ideologischen Flügelkämpfen verliere. Das Kulturministerium verfolge die Methode, sich die Künstler durch Staatsaufträge »zu kaufen«. Damit ignoriere man die genuinen Interessen der Künstler und der kulturellen Institutionen und spalte die Kultur in einen offiziellen staatlichen und einen inoffiziellen privaten Bereich.[57]

Gelman, der seit 2014 in Montenegro lebt, hatte sich in den Jahren 2009 bis 2013 für eine alternative Kulturpolitik in der Stadt Perm im Ural engagiert. Hinter diesem Projekt stand die Idee des Gouverneurs von Perm, Oleg Tschirkunow, nach dem Vorbild der baskischen Stadt Bilbao die Kultur als Standortfaktor einzusetzen. Im Jahr 1979 hatte Perm den Status einer Millionenstadt erreicht, ihn aber 2005 wieder verloren. Die Gründe dafür waren eine negative Geburtenbilanz und eine hohe Abwanderung.
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